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W enn es um eine effektive Ein-
wanderungskontrolle geht, 
wird immer wieder Dänemark 
als Vorbild genannt. CDU-

Chef Friedrich Merz etwa erklärte 
jüngst, dass schnelle Lösungen auf der 
nationalen Ebene möglich seien. „Dä-
nemark zum Beispiel hat eine sozialde-
mokratische Regierung, die eine sehr 
konsequente Flüchtlingspolitik durch-
setzt“, sagte er. Das Land hat „null Mi-
gration“ als Ziel ausgegeben. 

Zwar werden noch besonders 
schutzbedürftige Flüchtlinge aufge-
nommen, doch auch hier fährt Däne-
mark einen harten Kurs. Asylsuchende 
und Flüchtlinge erhalten nur noch be-
fristete Aufenthaltsbewilligungen. Das 
gilt auch für Syrer, die Dänemark als 
einziges EU-Mitglied wieder in ihr 
Land zurückschicken will. Weil ein 
Rückübernahmeabkommen fehlt, le-
ben viele der Betroffenen auf unbe-
stimmte Zeit in sogenannten Rück-
kehrzentren.

Die Maßnahmen der dänischen 
Regierung zeigen Wirkung. Das Land 
liegt inzwischen als Ziel für Asylsu-
chende in Europa deutlich hinter 
Deutschland. Hierzulande hat sich die 
Lage eher noch verschärft. Laut einer 
Statistik des Flüchtlings-Bundesamts 
BAMF hat die Zahl neuer Asylsuchen-
der im Oktober den höchsten Wert 
seit 2016 erreicht. 

Der Asylrechtsexperte Constantin 
Hruschka vom Münchener Max-
Planck-Institut für Sozialrecht und So-
zialpolitik erklärt, Ziel sei aktuell 
„wohl einfach harte Symbolik“, was – 
wie schon die Verschärfungen in den 
Jahren 2016, 2017 und 2019 – vor al-
lem Arbeitskräfte abschrecken werde. 
Allerdings gelte auch: Die dänische 
Wirtschaft habe mehr „Möglichkei-
ten“, die negativen wirtschaftlichen Ef-
fekte einer rigiden Migrationspolitik 
abzufedern. Denn sie sei weniger ex-
portabhängig und brauche weniger Ar-
beitskräfte als die deutsche.

Mit einem Maßnahmenbündel will 
die Bundesregierung nun Migration 
begrenzen. Darauf hat sich Bundes-
kanzler Olaf Scholz (SPD) mit den Mi-
nisterpräsidenten der Bundesländer 
verständigt. Experten sind aber skep-
tisch, ob die Flüchtlingszahlen wirklich 
nachhaltig reduziert werden können. 

Asylverfahren auch außerhalb 
Europas
Die Bundesregierung soll prüfen, ob 
Asylverfahren „unter Achtung der 
Genfer Flüchtlingskonvention und der 
Europäischen Menschenrechtskon-
vention“ künftig auch außerhalb 

Europas durchgeführt werden können. 
Das hatten sich SPD, Grüne und FDP 
schon in ihrem Koalitionsvertrag vor-
genommen, wenn auch nur für „Aus-
nahmefälle“. Diese Prüfung läuft laut 
Innenministerium schon.

Der Vorsitzende des Sachverstän-
digenrats für Integration und Migrati-
on (SVR), Hans Vorländer, dämpft die 
Erwartungen. „Der Schlüssel, unge-
wollte Zuwanderung zu stoppen, liegt 
in Europa“, sagte er dem Handelsblatt. 
Durch Außengrenzen-Verfahren, bei 
denen die betroffenen Länder unter-
stützt würden, und einen verstärkten 
Solidaritätsmechanismus. Zudem sei-
en Migrationsabkommen mit Dritt-
staaten nötig, um reguläre Einwande-
rung zu erleichtern. „Es wäre ein wich-
tiges Signal, wenn schon bald neue 
Abkommen geschlossen würden.“

Auch der Asylrechtsexperte 
Hruschka sieht das Vorhaben, künftig 
den Schutzstatus von Geflüchteten 
auch in Transit- oder Drittstaaten fest-
zustellen, kritisch. Schon der damalige 
britische Premier Tony Blair und Ex-
Bundesinnenminister Otto Schily hät-
ten Asylverfahren außerhalb Europas 
vorgeschlagen. Und es sei „kein Wun-
der“, dass dieser Vorschlag seit „20 
Jahren in der Schublade“ liege. Auch 
Australien habe seine diesbezüglichen 
Bemühungen nach zehn Jahren wieder 
eingestellt. „Daraus wäre aus meiner 
Sicht zu lernen, statt wieder mit die-
sem Vorschlag zumindest zu kokettie-
ren“, forderte der Asylrechtler.

Leistungseinschränkungen und 
Bezahlkarten für Asylbewerber
Die Leistungen für Asylbewerber sol-
len künftig erst nach 36 statt bisher 
nach 18 Monaten auf ungefähr die 
Höhe der regulären Sozialhilfe stei-
gen. Außerdem sollen Schutzsuchen-
de mindestens einen Teil ihrer Leis-
tungen als Guthaben auf eine Bezahl-
karte bekommen. Insbesondere die 
FDP dringt auf diesen Schritt. „Durch 
diese Maßnahme wird auch die An-
ziehungskraft des deutschen Sozial-
staats reduziert“, sagte Parteichef 
Christian Lindner. Der Migrationsex-
perte Vorländer sieht es anders. „Die 
Sozialleistungen sind nicht der große 
Pull-Faktor“, sagte er. „Eine Absen-
kung wird deshalb keine große Wir-
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kung erzielen.“ Diese Einschätzung 
deckt sich mit Studien zu dem The-
ma. „Wir wissen aus Befragungen, 
dass Menschen in erster Linie wegen 
der Rechtssicherheit, der Aussicht auf 
ein faires Asylverfahren und der Ach-
tung der Menschenrechte zu uns 
kommen“, sagte Herbert Brücker 
vom Institut für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung (IAB) der Bundes-
agentur für Arbeit.

Grenzkontrollen gegen Schleuser
Die aktuellen punktuellen Kontrollen 
an den Grenzen zu Österreich, der 
Schweiz, Tschechien und Polen sollen 
weitergehen, auch um gegen Schleuser 
vorzugehen. Der Migrationsforscher 
Vorländer verspricht sich davon nur ei-
ne kurzfristige Wirkung. „Mittelfristig 
wird der Migrationsdruck aber nicht 
geringer, denn Schleuser werden sich 
immer ihre Wege suchen“, sagte der 
Dresdener Politikwissenschaftler.

Max-Planck-Forscher Hruschka 
sieht vor allem politisch negative Ef-
fekte: So hätten die Grenzkontrollen 
an den Binnengrenzen seit 2015 etwa 
das Verhältnis zu Österreich sehr ver-
schlechtert und die grenzüberschrei-
tende Wirtschaft im lokalen Raum be-
hindert. „Das wird absehbar auch mit 
Polen, der Tschechischen Republik 
und der Schweiz passieren“, prophe-
zeit der Migrationsforscher.

Fazit
Experte Vorländer rät der Politik, auf 
große Versprechungen zu verzichten. 
„Es gibt nicht das Allheilmittel, son-
dern man braucht einen langen Atem“, 
sagte er. „Die Politik kann immer nur 
an verschiedenen Stellschrauben dre-
hen, die nur zusammen und erst mit 
Verzögerung eine Wirkung entfalten.“

Migrationsregeln

Wie viel Dänemark soll es sein?
Dänemark gilt als Land, das mit harten Maßnahmen die Migrationszahlen drückt. Deutschland versucht das nun auch. 
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